
Berlin (cm) – Im Fraktions-
saal der SPD im Deutschen
Bundestag fand im Rahmen
der Vorbereitung eines Ge-
setzesentwurfs am 30.6.2003
die Anhörung zum 7. Kom-
plex „Änderung in der ver-
tragszahnärztlichen Versor-
gung und der Zahntechnik“

statt. Während dieser an-
derthalbstündigen Anhö-
rung stellten die Vertreter
der Parteien Fragen an die
geladenen Ausschussmit-
glieder zur Ausgliederung
des Zahnersatzes aus dem
GKV-Leistungskatalog. Da-
bei wurden den Vertretern
von SPD und CDU/CSU
zweimal 18 Minuten Frag-
zeit eingeräumt, Bündnis
90/Die Grünen sowie die
FDP jeweils zweimal  9 Mi-
nuten.
Den Experten, Sachverstän-
digen sowie Vertretern von
Verbänden und Gewerk-
schaften soll innerhalb die-
ses Anhörungsausschusses
die Möglichkeit gegeben
werden, zu Risiken, Schwie-
rigkeiten und zu erwarten-

den Chancen des Gesetzes-
entwurfes Stellung zu neh-
men. Äußern darf sich hier-
bei aber nur, wer von einem
der Ausschussmitglieder ge-
fragt wird.
Im Verlaufe der Anhörung
vom 30.6.03 wurde diese
Möglichkeit jedoch aus-
schließlich den Spitzenver-
tretern der gesetzlichen und
privaten Krankenkassen so-
wie der Zahnärzteschaft ge-
währt. So begrüßten Man-
fred Gilles vom Freien Ver-
band Deutscher Zahnärzte
(FVDZ) sowie BZÄK-Präsi-
dent Dr. Dr. Jürgen Weit-
kamp die Initiative, den
Zahnersatz auszugliedern
und sprachen von einem
„idealen Testfeld“, Teile der
Zahnheilkunde zu privati-
sieren. Auch der  Verband
der privaten Krankenversi-
cherungen steht der Einfüh-
rung einer obligatorischen
Zusatzversicherung offen
gegenüber. Der Präsident

des Verbandes Deutscher
Zahntechniker-Innungen,
Lutz Wolf, erhielt  hingegen

keinerlei Gelegenheit, auf
die mit dem Vorhaben ver-
bundenen ernsthaften Kon-
sequenzen für das Zahntech-
niker-Handwerk hinzuwei-
sen. Betrachte man den Um-
stand, dass die unmittelbar
Betroffenen – in diesem Fall
die deutsche Zahntechniker-
Branche – zu diesem weitrei-
chenden Gesetzesvorhaben

theoretisch hätte Stellung
nehmen können, ihr jedoch
auf Grund vorgeschriebener
Reglementarien im Ablauf
einer solchen Anhörung re-
gelrecht der Mund verboten
wurde, ist dies ein Skandal.
Über die Gründe, warum es
zu keiner Anhörung kam,
kann man hier wohl nur spe-
kulieren.
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ANZEIGE

(dh) – „Es gibt nicht nur die
soziale Gerechtigkeit zwi-
schen Arm und Reich, son-
dern auch eine Gerechtigkeit
zwischen Jung und Alt“, so
polemisiert der CDU-Ex-
perte für mehr Privatisierung
im Gesundheitswesen. Man
könne einem 20-jährigen Bei-
tragszahler nicht zumuten,
für einen 75-Jährigen Bei-
träge zu zahlen, ohne ihm die
Sicherheit zu bieten, selbst
einmal gleiche Leistungen im
Alter zu erhalten. Eine
„Milchmädchenrechnung“,
die so auf keinen Fall stim-
men kann. Die Konsequenz
aus eben Gesagtem wäre

nämlich eine vollständige
Privatisierung unseres Vor-
sorgesystems und damit das
Ende unserer Solidarge-
meinschaft. Abgesehen da-
von, ob man Storms Positio-
nen nachvollziehen kann
oder nicht, erscheint es doch
recht fragwürdig, ob hier
nach rein sachlichen Erwä-
gungen argumentiert wird.
Denn Andreas Storm sitzt ne-
ben seiner Tätigkeit als CDU-
Sozialexperte und Mitglied
des Seehofer-Verhandlungs-
teams im Beirat der Barme-
nia Versicherungs AG, einer
der exponiertesten Verkäufer
privater Versicherungspoli-

cen und somit auch einer der
wahrscheinlich größten
Nutznießer einer möglichen
Ausgrenzung des Zahnersat-
zes aus der GKV. Dabei han-
delt es sich – das muss an die-
ser Stelle gesagt sein – um ein
moralisches, allerdings um
kein rechtliches Problem.
Denn Andreas Storm hat sei-
nen Beiratsposten ordnungs-
gemäß im Bundestag angege-
ben. Ein Faktum, was ihn
allerdings für eine Mitarbeit
in einer so wichtigen Kom-
mission wie der zur Refor-
mierung des Gesundheitswe-
sens hätte disqualifizieren
müssen! 

Warum sich CDU-Sozialexperte Storm für eine komplette private Absicherung des Zahnersatzes stark macht

„Milchmädchenrechnung“
Andreas Storm,er gilt CDU/CSU-intern als der härteste Widersacher Horst Seehofers in der aktuellen Reformdiskussion,kämpft
vehement für eine Ausgrenzung des Zahnersatzes aus der GKV. Dabei steht er allerdings im Verdacht, nicht ganz uneigennüt-
zig zu handeln.

Andreas Storm (CDU), Vorsitzender des Aus-
schusses für Gesundheit und Soziales.
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Man nehme einen einflussreichen Politiker ...

Regierung und Opposition haben es geschafft, einen Konsens zur Ge-
sundheitsreform zu erarbeiten. Eine wirklich tolle Leistung, sollte man
meinen. Doch was hat es damit wirklich auf sich? Bereits auf dem ers-
ten Blick erkennt der Fachmann, dass wieder nur ein Bereich massiv
von der neuen Gesundheitsreform betroffen sein wird – der Zahnersatz.
Im ernsthaften Glauben, das deutsche Gesundheitssystem retten zu
können, wenn den gesetzlichen Krankenkassen ca. 2,5 % ihrer Ausga-
ben erspart bleiben, wird an diesem Bereich seit Jahrzehnten so er-
folgreich herumgedoktert, bis ein ganzer Berufsstand in unserem Land
von der Politik an die Wand gefahren wird und die Krankenkassenaus-
gaben munter weiter steigen. Gleichwohl signalisieren viele Kranken-
kassen, dass die ausgehandelten Maßnahmen nicht reichen werden,
um die Beitragssätze zu senken. Auch die Gesundheitsministerin gibt
zu erkennen: „Die große Reform muss spätestens 2010 stehen.“ Da
stellt man sich unweigerlich die Frage, was das Ganze überhaupt soll.
Ist man in der Politik wirklich nicht mehr in der Lage, notwendige Ent-
scheidungen dann zu treffen, wenn es erforderlich ist? Nun gut. Erfor-
derlich waren grundlegende Entscheidungen schon vor fünf Jahren
und früher. 

Wer schon lange in der Zahntechnik tätig ist, kann sich also wieder nur
an den Kopf greifen, denn man kennt dieses Spiel nun schon zur Ge-
nüge. Aber keine Sorge. Es hat schon seinen Grund, weshalb der Zahn-
ersatz aus dem Leistungskatalog der GKV fliegen soll. Und wenn es nur
die eigenen Interessen von einzelnen Politikern sind. So kann man,
wenn man böswillig ist, vermuten, dass die private Versicherungswirt-
schaft im Zahnersatz ein lukratives Versicherungsgeschäft sieht. Um
dieses Geschäft an sich zu ziehen, braucht man nur ein paar einfluss-
reiche Politiker davon zu überzeugen, dass es auch für sie das beste
wäre. Geeignete Adressaten sind u.a. Persönlichkeiten, die in Beiräten

diverser Versicherungen tätig sind, wie der CDU-Sozialexperte An-
dreas Storm. Es drängt sich förmlich der Gedanke auf, dass er gute
Gründe hat, dass der Zahnersatz in die Hände privater Krankenversi-
cherer kommt. Wo bleibt da die erkennbare, politische Neutralität? Wie
weit gehen eigene Interessen? Auch wenn Storm ehrenhaft gehandelt
hat, ein übler Beigeschmack bleibt. Die CDU wäre gut beraten, wenn sie
auf solche Dinge in Zukunft besser achten würde und ihre Abgeordne-
ten entsprechend einsetzt. 
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Kurzvita

VDZI kommt nicht zu Wort
Im Anhörungsausschuss wurde dem Verband Deutscher Zahntechniker-Innungen (VDZI) die Gelegen-
heit verweigert, bezüglich der geplanten Ausgliederung des Zahnersatzes aus der GKV aus Sicht der
Branche Stellung zu nehmen.


